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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke und der Gruppe 
der PDS/Linke Liste 
— Drucksache 12/1821 — 

„Der Schlesier" und rechtsextreme Verlautbarungen 

In der Antwort auf eine Kleine Anfrage behauptete die Bundes-
regierung, ihr lägen „keine Informationen vor", aus denen hervorgehe, 
daß der „Schlesier" Werbung für rechtsextreme Buchveröffentlichungen 
betreiben würde. Angeführte Fakten im Vorspann der Kleinen Anfrage, 
die die rechtsextreme Durchsetzung des „Schlesier" belegen, wurden 
von der Bundesregierung als „Unterstellungen" tituliert. Antislawischer 
Rassismus, der vom „Schlesier" betrieben wird, wurde von der Bundes-
regierung ohne Angabe von Gründen als „vereinzelte Äußerungen" 
herabgemildert, die „nicht geeignet wären, die Verständigung mit der 
Republik Polen und der polnischen Bevölkerung" zu hintertreiben. In 
der Hetze des „Schlesier" gegen die „Kriegsschuldlüge", in seinem 
„Kampf" gegen die „Umerzieher" vermag die Bundesregierung keine 
rechtsextremistische Programmatik zu erkennen (Drucksache 12/800). 

Die Bundesregierung behauptet hingegen, ihr lägen statt dessen angeb-
lich „keine ausreichenden Anhaltspunkte für Bestrebungen im Sinne 
der §§ 3, 4 BVerfSchG" bezüglich des „Schlesier" vor. 

Eine kleine Analyse der Ausgaben des „Schlesier" vom 15. April 1991 
bis zum 22. Juli 1991 belegt das genaue Gegenteil (ausgewertet wurden 
die Ausgaben des „Schlesier" vom 15. April, 22. April, 6. Mai, 13. Mai, 
17. Mai, 27. Mai, 10. Juni, 17. Juni, 1. Juli, 15. Juli , 22. Juli). Die Zahl der 
Artikel des tagespolitischen Teils beträgt danach — einschließlich der 
Einladungen zum Schlesiertreffen u. ä. — 106. Von diesen 106 Artikeln 
haben 47 einen offenen rechtsextremen Bezug. 

Im einzelnen weist diese Bilanz auf: 

— Es wurden im „Schlesier" 17 Artikel aus rechtsextremen Presse-
organen nachgedruckt, nämlich aus den „Unabhängigen Nachrich-
ten", „Nation und Europa", „Deutschl and in Geschichte und Gegen-
wart ", Frey-Presse. 

— 16 Artikel wurden von rechtsextremen Autoren/Autorinnen verfaßt. 

— 9 Artikel beriefen sich entweder auf rechtsextreme Presseorgane 
oder auf rechtsextreme Autoren. 

— In 3 Artikeln wurde über rechtsextreme Organisationen berichtet. 

Die Bundesregierung weige rt  sich zu belegen, daß es sich bei den 
Vorbemerkungen zur Kleinen Anfrage der Gruppe der PDS/Linke Liste 
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„Rechtsextremismus und das Publikationsorgan ,Der Schlesier' " um 
„Unterstellungen" handelt. Ebenso verweigert die Bundesregierung 
eine Antwort auf die Frage, inwieweit es sich bei der Hetze des „Schle-
sier" gegen den angeblichen „Verzicht auf die deutschen Ostgebiete" 
und seinem antislawischen Rassismus angeblich nur um „vereinzelte 

Äußerungen" handelt. Die Bundesregierung unterstreicht mit diesem 
peinlichen Ausweichen nur mehr und mehr, daß es sich hier um offenbar 
ungeprüfte Schutzbehauptungen für ein rechtsextremes Presseorgan 
handelt. 

1. Sieht die Bundesregierung aufgrund der genannten Fakten immer 
noch keine ausreichenden Anhaltspunkte für eine systema tische 
Auswertung des „Schlesier"? 

Es wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Frage 5 der 

Kleinen Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke und der Gruppe 
der PDS/Linke Liste, Drucksache 12/800, verwiesen. Konkrete 
Hinweise auf rechtsextremistische Aktivitäten werden jederzeit 

und unabhängig davon überprüft. 

2. Aufgrund welcher sorgfältig geprüften Erkenntnisse und Bemühun-
gen ist die Bundesregierung zu der gesicherten Erkenntnis gekom-
men, daß es sich bei den Vorbemerkungen in der Kleinen Anfrage 
der Gruppe der PDS/Linke Liste „Rechtsextremismus und das Publi-
kationsorgan ,Der Schlesier"' (Drucksache 12/628) um „Unterstel-
lungen" handelt? 

Die Bundesregierung hat nicht behauptet, bei den Vorbemerkun-
gen der Kleinen Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke und der 
Gruppe der PDS/Linke Liste, Drucksache 12/628, handele es sich 
insgesamt um Unterstellungen. Die Bundesregierung hat lediglich 
erklärt, die Vorbemerkung enthalte Unterstellungen. Dazu zählt 
sie wertende Aussagen, deren Wertungsmaßstab nicht bekannt 

ist, und die nicht konkret belegt werden. 

3. Aufgrund welcher sorgfältig geprüften Erkenntnisse und Bemühun-
gen ist die Bundesregierung zu der gesicherten Erkenntnis gekom-
men, daß es sich bei der Hetze des „Schlesier" gegen den angeb-
lichen „Verzicht auf die deutschen Ostgebiete" und seinen antisla-
wischen Rassismus nur um „vereinzelte Äußerungen" handelt? 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß auf breiter Front 
Äußerungen getätigt werden, die geeignet wären, die Verständi-
gung mit der Republik Polen und der polnischen Bevölkerung zu 

hintertreiben. 

4. Welche rechtsextremen Publikationsorgane haben für die Zeitung 
„Der Schlesier" geworben bzw. werben noch? 

Der Bundesregierung ist keine Werbung rechtsextremistischer 
Publikationen für die Zeitschrift „Der Schlesier" bekannt. 
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5. Hat die Bundesregierung Kenntnis über Autoren, die sowohl in der 
rechtsextremen Presse als auch im „Schlesier" publizieren? 

Wenn ja, welche Autoren schreiben außer im „Schlesier" in welchen 
rechtsextremen Blättern? 

Nein. 




